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Haushaltsantrag vom 06.11.2025 
 
Haushaltsantrag 
zum Doppelhaushalt 2026/2027 - Finanzplanung bis 2030 
 
Stadträtinnen / Stadträte - Fraktionen 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Betreff 

Planungspauschale Städtebau erhöhen 
 
Antrag 
Wir beantragen die im Abschnitt „Finanzielle Auswirkungen“ genannten Finanzmittel  
bzw. die im Abschnitt „Änderung im Stellenplan“ genannten Stellen für den/die 
Teilhaushalt/e 610 Amt für Stadtplanung und Wohnen.  
  
 
Finanzielle Auswirkungen 
 

EHH FHH  

- in Tausend Euro - 
Jahr 1 250 0 

Jahr 2 0 0 

Jahr 3 0 0 

Jahr 4 0 0 

Jahr 5 0 0 

Jahr 6 ff.  0 
 
In Anmeldeliste (Rote Liste) enthalten Ja 

Seite (wenn in Anmeldeliste enthalten) Anlage 3, Pos. 2.1 

THH 610 Amt für Stadtplanung und Wohnen 

(Mitteilungs-) Vorlage 815/2025 

Ranking-Nr. im BHH-Verfahren   

Antrags-Nr. Bezirksbeiratsantrag  
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Änderung im Stellenplan 
Im Zusammenhang mit diesem Antrag wird die Schaffung / Änderung von KW-
Vermerken an folgenden Stellen im Stellenplan der Landeshauptstadt Stuttgart 
beantragt: 
 

lfd. Nr.*) Schaffung 
(Stellenzahl) 

Änderung 
KW Vermerk 
(Stellenzahl) 

Organisations- 
einheit 

 
bzw. 

 
Stellen- 
nummer 

Funktions- 
bezeichnung / 

Anlass 

Stellenwert 
(EG oder 
Bes.-Gr.) 

KW-
Vermerk 
bisher 

KW-
Vermerk 

neu 

         

 
*) lfd. Nr. aus der Schaffungsliste (sofern Bezug auf eine von einem Amt beantragte Stellenschaffungen bzw. Änderung eines 
KW-Vermerks genommen wird) 
 
Begründung/Erläuterung 
In den vergangenen Jahren wurden zu viele Einzelprojekte über 
Planungspauschalen finanziert, was zu hohen Ermächtigungsübertragungen im 
Planungsbereich geführt hat. 

Dieser Doppelhaushalt schafft eine neue Logik – mit einer deutlich reduzierten 
Planungspauschale. 

Um dennoch den notwendigen Handlungsspielraum zu sichern und in den 
kommenden zwei Jahren flexibel auf Ratsbeschlüsse in den Bereichen 
Wohnungsbau, Stadt am Fluss und Verkehrsplanung reagieren zu können, ist eine 
Erhöhung der Planungspauschale Städtebau erforderlich. Wir beantragen daher, die 
Planungspauschale Städtebau in den Jahren 2026 und 2027 jeweils um 250.000 
Euro zu erhöhen. 

Dieselbe Erhöhung der Planungsmittel beantragen wir auch für das 
Liegenschaftsamt, da dort im kommenden Doppelhaushalt große Projekte für 
Verwaltungsgebäude anstehen. 

 

Gez. 

Björn Peterhoff, Fraktionsvorsitzender 

Petra Rühle, Fraktionsvorsitzende 
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